Zur Koordination der Quartiere by Dlabac, Oliver








Zur Koordination der Quartiere
Dlabac, Oliver




Dlabac, Oliver. Zur Koordination der Quartiere. In: NZZ, 21 September 2016, p.9.
Dieses Dokument ist lizenziert für Universität Zürich, u111028A.
Alle Rechte vorbehalten. © Neue Zürcher Zeitung.  Download vom 22.09.2016 12:48 von nzz.genios.de.







Man kann sich darüber streiten, wie gut es den Zürcher Quartier-
koordinatoren gelingt, alle Stimmen und Anliegen im Quartier
aufzunehmen oder den sozialen Zusammenhalt und die konstruk-
tive Zusammenarbeit zwischen Bevölkerung und Stadtverwaltung
zu fördern (NZZ 18. 8. 16). Wer aber glaubt, Integration und
Selbsthilfe würden ausreichend durch alteingesessene Quartier-
vereine gefördert oder ungehörte Stimmen aus der Quartierbevöl-
kerung gelangten von selbst an die Politiker und die Verwaltung –
dem liegt nicht viel an der gesellschaftlichen Integration.
Als Mitbegründer eines Vereins mit dem Ziel ausserschulischer
Bildungsförderung bin ich mit der Institution der Quartierkoordi-
nation gut vertraut. Als Unbekannte im Quartier erhielten wir zu-
nächst vom örtlichen Gemeinschaftszentrum institutionellen
Rückhalt. Bald interessierte sich auch die Quartierkoordination
für unser Projekt, da sie für diesen Stadtteil eine gravierende
Unterversorgung mit soziokulturellen Angeboten feststellte. Dass
unser Verein mittlerweile einen städtischen Leistungsauftrag im
Quartier erfüllt, führen wir nicht in erster Linie auf die Quartier-
koordination zurück. Und doch stellten deren Bedarfsanalyse und
die Projektbegleitung für das zentrale Kontraktmanagement eine
wichtige Informationsgrundlage dar. Dass nun in unserem Lokal
auch eine niederschwellige Kinderhüte eine wichtige Lücke im
Quartier füllt, ist nicht zuletzt dem persönlichen Einsatz der Quar-
tierkoordinatorinnen zuzuschreiben.
Somit wäre mein privater Bezug zur Quartierkoordination
offengelegt. Als Demokratieforscher möchte ich es aber nicht
unterlassen, hier auch einige kritischere Überlegungen zum Ver-
hältnis zwischen Verwaltung und Bürgerinnen und Bürgern anzu-
stellen. Tatsächlich gilt in der internationalen Forschung die Vor-
stellung als überkommen, eine Stadtverwaltung lasse sich allein
durch die Weisungen der gewählten Exekutive demokratisch kon-
trollieren. Für den «street-level bureaucrat» spielen neben politi-
schem Auftrag und professionellen Grundsätzen auch persönliche
Werte und Vorstellungen eine Rolle. Meist wird in diesem Zusam-
menhang die Gefahr der Bevormundung oder Vernachlässigung
gewisser Bevölkerungsgruppen genannt. Gefordert wird eine Öff-
nung der Verwaltung fürMitarbeitende aus benachteiligtenBevöl-
kerungsgruppen, aber auch Transparenz und partizipative Verfah-
ren für die betroffene Bevölkerung.
Die Zürcher Quartierkoordination weist eine stark schweize-
risch dominierte Zusammensetzung auf. Dasselbe gilt übrigens für
die Leitungen und Quartierarbeiter der Gemeinschaftszentren.
Noch augenfälliger ist die kulturelle Geschlossenheit bei den alt-
eingesessenen Quartiervereinen. Gleichzeitig ist nicht von der
Hand zu weisen, dass die Umfragen undWorkshops der Quartier-
koordinatoren nur selten repräsentativen Charakter haben. Statt-
dessen sieht sich der traditionelle Quartierverein als Stimme der
alteingesessenen Schweizer Bevölkerung, während sich sozial
orientierte Institutionen sowie die Koordinatoren selbst für die
Anliegen von sozial Benachteiligten, alternativen Quartierbewoh-
nern oder zunehmend auch von Neuzuzügern einsetzen.
Für die wirksame Einbindung der breiten Quartierbevölkerung
– also auch der ausländischenWohnbevölkerung – bedürfte es aber
viel aufwendigerer Verfahren. Solche werden in Vernier und ande-
ren Westschweizer Städten nach dem Muster des Participatory
Budgeting oder der deutschen Bürgerhaushalte bereits erfolgreich
praktiziert. Es gibt also durchaus Raum für Verbesserungen an der
Schnittstelle zwischen Verwaltung und Bevölkerung. Eine mar-
kante Öffnung der öffentlichen Institutionen oder die Einführung
grossangelegter Partizipationsverfahren können für die kommen-
den Jahre bezweifelt werden. Eine ersatzlose Abschaffung der
Zürcher Quartierkoordination wäre hingegen mit Sicherheit ein
Schritt in die falsche Richtung.
Oliver Dlabac ist wissenschaftlicher Projektleiter am Zentrum für Demokra-
tie Aarau mit Schwerpunkt lokale Demokratie und Lehrbeauftragter an der
Universität Zürich. Privat engagiert er sich in einem Verein für ausserschuli-
sche Bildungsförderung in Zürich Altstetten.
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Die Absurdität
der Burkadebatte
Beinahe täglich wird seitenlang über das
Verhüllungsverbot für Gesichter (von
Frauen!), wie es die Volksinitiative for-
dert, in den Medien diskutiert. Das
Wesentliche des Gesichtssinnes für eine
Kommunikation sind aber doch die
Augen, die meistens bei Nikab-Trägerin-
nen sichtbar sind, wie Fotos in den ver-
gangenen Wochen auch in dieser Zei-
tung (z. B. 23. 8. 16) deutlich machen.
Dagegen verhüllt eine grosse Zahl der
Passantinnen und Passanten, viele (Ma-
cho-)Männer, aber auch Frauen, mit oft
total verspiegelten Sonnenbrillen ihre
Augen und verhindert damit ein Erken-
nen und die Möglichkeit einer Kommu-
nikation. Am Schluss seines Gastkom-
mentars (NZZ 13. 9. 16) weist Benjamin
Schindler endlich dankenswerterweise
einmal darauf hin. Und auch das zeigt,
neben anderen Argumenten, wie absurd
die Diskussion um die wenigen Nikab-
Trägerinnen in Zürich und der Schweiz
(und Europa) ist.
Dietrich Vandre´, Zürich
Bei der Argumentation von Professor
Schindler (NZZ 13. 9. 16) mangelt es
mir an stringenten Schlüssen und kon-
struktiven Vorschlägen. So ist zum Bei-
spiel das Heranziehen der Schächtver-
botsinitiative vor zirka 123 Jahren kei-
nerlei Beweis für eine möglicherweise
existierende Islamfeindlichkeit der
Egerkinger Initianten. Nötig wären kon-
krete Beispiele betreffend die Egerkin-
ger gewesen, damit sich nicht der Ein-
druck ergibt, es gehe ihm hauptsächlich
darum, negative Emotionen zu bespie-
len, indem scheinbar unschöner Zusam-
menhang zwischen Beliebigem und so-
gar zeitlich sehr weit Auseinanderlie-
gendem fabriziert wird.
In unserer Kultur ist es nicht üblich,
unter Leuten das Gesicht bis zur Un-
kenntlichkeit bedeckt zu halten. Im
Genferseeraum sieht man dies manch-
mal bei Touristinnen, und niemand
stösst sich daran, denn es sind Gäste.
Woran man sich aber stösst, ist die bis-
her oft verstörend fehlende Abgren-
zung muslimischer Organisationen von
islamistischmotivierterGewalt. Die Be-
hauptung, solche Taten hätten nichts
mit dem Islam zu tun, mag durchaus auf
der Angst beruhen, mit Mördern in
einen Topf geworfen zu werden. Wenn
aber nicht klar ist, wo dieseOrganisatio-
nen genau stehen, weckt dies Ängste
und Abwehrreaktionen. Immerhin sind
auch bedenkliche Äusserungen von
Imamen Realität. Und dann sucht man
auch Sicherheit im Verbieten von Sym-
bolen. Aber eigentlich müsste man sich
zusammensetzen, um Gemeinsamkei-
ten zu benennen bzw. zu schaffen, sonst
bleiben Unbehagen und Misstrauen auf
beiden Seiten. Die Klärung der Stellung
des Islam in unserer Kultur ist notwen-
dig. Dazu braucht es Rückgrat, Klar-
sicht, Sinn für Realitäten und Empathie.
Ein Burkaverbot würde zwar kaum
etwas verbessern. Durch fragwürdige
Äusserungen Initianten in das Schand-
ecklein drängen zu wollen und denKopf
wohlstandsschwurbelig in den Sand zu
stecken, aber erst recht nicht.
Willy Biber, Nyon
KORRIGENDUM
zz. V Auf der Frontseite vom 20. 9. 16
wurde in der Bildlegende Jean-Claude
Juncker falsch zitiert. Die richtige Aus-
sage lautet: «Es geht nicht um mehr




Die eher unterklassige Debatte zur
Salle Modulable (NZZ 13. 9. 16) war
keineswegs frei von Ideologien. Giftiges
Klassenkampfgehabe der Linken, vor
allem der Grünen, im Verein mit er-
staunlicher Kulturferne der Rechten,
bis tief in die FDP hinein, dagegen auf
verlorenem Posten die hilflosen Appel-
le der Gutmeinenden, fast ohne Sach-
argumente, obwohl es doch so viele ge-
geben hätte.
Armes Theater, weiter mangels
ernstzunehmender Spielstätte zum
Agieren weit unter den künstlerischen
Möglichkeiten verurteilt, arme Sinfoni-
ker, die dabei mitwirken müssen! Dies
durch einen anderen Neubau zu ändern,
wird für Kanton und Stadt viel teurer als
ihr nun «gesparter» Anteil an der Salle
Modulable. Mindestens bis dahin sind
auch alle Erweiterungspläne der Fest-
spiele trotz hohem Wertschöpfungs-
potenzial illusorisch. Ist es das wert?
Dolph Stockhausen, Hergiswil (NW)
Die SRG
und der Markt
Ich beziehe mich auf die Replik «Ein
neuer Weg zur Meinungsvielfalt» auf
den Artikel von Roger de Weck zur Be-
deutung des Service public im Medien-
sektor, wie ihn die SRG vertritt (NZZ
10. 9. 16). Die drei Wirtschaftsprofesso-
ren sprechen von «Produkten», und sie
sprechen von einer Notwendigkeit, den
«Markt» für Angebote des Service
public zu öffnen, um die Meinungsviel-
falt zu fördern. Damit wird indirekt be-
hauptet, dass die Meinungen, die inner-
halb der SRG-Unternehmen von Jour-
nalisten, Entertainern und anderen
öffentlich präsenten Personen vertreten
werden, einer von der Unternehmens-
spitze her verordneten Doktrin entspre-
chen würden – die ja dann wiederum im
als «Meinung» veröffentlichten Text von
Roger de Weck ihre (interessengelei-
tete) Entsprechung finden. Die Autoren
behaupten andererseits, dass Kanäle des
Service public nur Anbieter von Waren
sind, die mit den Waren anderer priva-
ter) Anbieter in Konkurrenz stehen.
Meinungen werden von Menschen
vertreten, nicht von Systemen. Mei-
nungsvielfalt herrscht dort, wo liberale
Strukturen vorhanden sind und spielen.
Dass die SRG nach liberalen Grund-
sätzen funktioniert, nehme ich doch an,
auchwenn dies alle paar Jahrzehntewie-
der bestritten wird (#hoferclub#,#welt-
woche#). Systeme sind anderseits nicht
auf derUnternehmensebene zu betrach-
ten, sondern auf derMakro-Ebene. Und
das heisst: dort, wo es um die Gesell-
schaft als Ganzes geht.
So betrachtet, bewegt sich ein öffent-
lichrechtlich verpflichtetes Medienhaus
gerade nicht im Markt: Es steht im Aus-
tausch mit anderen öffentlichrechtlich
verpflichteten Medienhäusern in den
benachbarten Ländern und kooperiert
mit diesen. Es ist der ganzen Bevölke-
rung gegenüber zur Rechenschaft ver-
pflichtet, hat also seineAufmerksamkeit
nicht wie die privatwirtschaftliche Kon-
kurrenz ausschliesslich auf eine be-
stimmte Zielgruppe zu richten. Von da-
her bietet ein öffentliches Medienhaus
auch keine Produkte in irgendwelchen
Marktnischen an, sondern Dienstleis-
tungen. Wobei ich auch da wohlweislich
von Betrachtungsweisen rede. Es
kommt auf die Vergleichskategorien an:
Bürgerschaft contra Konsumenten-
schaft. Service public contra Marktwirt-
schaft. Mit andern Worten: Wenn zwei
dasselbe tun, ist es nicht immer dasselbe.
Wo die Leistungsaufträge ungleich sind,





profiling) ohne Krankheitsdaten (pa-
tient profiling) sind passe´. Die deshalb
gesetzlich vorgeschriebene Verbesse-
rung (Art. 56 Abs. 6 KVG) wird seit
2013 von den Krankenkassen torpe-
diert: keine Lieferung von individuellen
Krankheitsdaten. Damit ist eineVerbes-
serung der Wirtschaftlichkeitsverfahren
unmöglich und die Anpassung des Pro-
zesses an heutige Standards «eingefro-
ren». Sante´suisse glaubt, die veraltete
Methode «faute demieux» anwenden zu
müssen, weil sie von Gesetzes wegen
ebensolche Prüfungen durchzuführen
hätte (NZZ 10. 9. 16). Das ist falsch, wie
ein Gutachten im Auftrag des Vereins
Ethik und Medizin Schweiz (VEMS)
zeigt. Lediglich dass, aber nicht wie und
schon gar nicht von wem die Einhaltung
der Wirtschaftlichkeit attestiert werden
soll, ist gesetzlich festgelegt.
Schon 2008 wurde von der Versiche-
rung CSS festgestellt: «Zur Beurteilung
der Wirtschaftlichkeit medizinischer
Kunst entspricht der simple Mittelwert-
vergleich je länger, je weniger den
Regeln der statistischen Kunst.» So
bleibt in dieser kafkaesken Situation
Sante´suisse und den mitinvolvierten
Verbänden FMH und Curafutura nur
die Taktik der Vernebelung und Be-
schwichtigung in den Medien. Dass da-
mit die Versorgungssicherheit zur Dis-
position gestellt wird, nehmen die Kran-
kenkassen gerne in Kauf, denn mit der
alten Methode findet man 25 Prozent
schwarze Schafe, mit der neuen nur
noch 2,5 Prozent. Die Gesundheits-
behörden werden demnächst im Rah-
men des MARS-Projektes explizit die
Wirtschaftlichkeit mit besseren Metho-
den prüfen können. Damit wird ein
längst fälliges Korrektiv eingeführt.
Dr. med. Michel Romanens,
Präsident VEMS, Olten
